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HAMBURGISCHES
GESETZ- UND

VERORDNUNGSBLATT
TEIL I

HmbGVBl. Nr. 7 DIENSTAG, DEN 29. JANUAR 2008

Tag I n h a l t Seite

§ 1

(1) Der Bebauungsplan Wohldorf-Ohlstedt 18 für den Gel-
tungsbereich zwischen Alster, Schleusenredder und beidseitig
Alsterblick (Bezirk Wandsbek, Ortsteil 523) wird festgestellt.

Das Plangebiet wird wie folgt begrenzt:

Ostgrenzen der Flurstücke 450, 449, Ost- und Südgrenze
des Flurstücks 448, über das Flurstück 261 (Alsterblick),
Südgrenze des Flurstücks 554, Südost- und Südwestgrenze
des Flurstücks 558, Südwestgrenze des Flurstücks 40,
Alster, Nordgrenzen der Flurstücke 624 (Alster), 40, 549,
550, 261 (Alsterblick) und 450 der Gemarkung Wohldorf.

(2) Das maßgebliche Stück des Bebauungsplans, die ihm
beigegebene Begründung sowie die zusammenfassende
Erklärung nach § 10 Absatz 4 des Baugesetzbuchs werden beim
Staatsarchiv zu kostenfreier Einsicht für jedermann nieder-
gelegt.

(3) Es wird auf Folgendes hingewiesen:

1. Ein Abdruck des Plans und die Begründung sowie die
zusammenfassende Erklärung können beim örtlich zustän-
digen Bezirksamt während der Dienststunden kostenfrei
eingesehen werden. Soweit zusätzliche Abdrucke beim
Bezirksamt vorhanden sind, können sie gegen Kosten-
erstattung erworben werden.
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Angaben unter dem Vorschriftentitel beziehen sich auf die Gliederungsnummern in der Sammlung der Gesetze und Verordnungen der Freien und Hansestadt Hamburg.

Verordnung
über den Bebauungsplan Wohldorf-Ohlstedt 18

Vom 21. Januar 2008

Auf Grund von § 10 des Baugesetzbuchs in der Fassung
vom 23. September 2004 (BGBl. I S. 2415), zuletzt geändert am
21. Dezember 2006 (BGBl. I S. 3316), in Verbindung mit § 3
Absatz 1 und § 5 Absatz 1 des Bauleitplanfeststellungsgesetzes
in der Fassung vom 30. November 1999 (HmbGVBl. S. 271),
zuletzt geändert am 18. September 2007 (HmbGVBl. S. 298),
§ 7 Absatz 3 Satz 1 Nummern 4 und 5 und Absatz 6 Satz 1 des
Hamburgischen Naturschutzgesetzes in der Fassung vom
9. Oktober 2007 (HmbGVBl. S. 356, 392) sowie § 1 und § 2
Absatz 1 der Weiterübertragungsverordnung-Bau vom 8. Au-
gust 2006 (HmbGVBl. S. 481), geändert am 19. Juni 2007
(HmbGVBl. S. 168), wird verordnet:
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2. Wenn die in den §§ 39 bis 42 des Baugesetzbuchs bezeich-
neten Vermögensnachteile eingetreten sind, kann ein
Entschädigungsberechtigter Entschädigung verlangen. Er
kann die Fälligkeit des Anspruchs dadurch herbeiführen,
dass er die Leistung der Entschädigung schriftlich bei dem
Entschädigungspflichtigen beantragt. Ein Entschädigungs-
anspruch erlischt, wenn nicht innerhalb von drei Jahren
nach Ablauf des Kalenderjahres, in dem die in Satz 1
bezeichneten Vermögensnachteile eingetreten sind, die
Fälligkeit des Anspruchs herbeigeführt wird.

3. Unbeachtlich sind
a) eine Verletzung der in § 214 Absatz 1 Satz 1 Nummern 1

bis 3 des Baugesetzbuchs beachtliche Verletzung der
dort bezeichneten Verfahrens- und Formvorschriften,

b) eine unter Berücksichtigung des § 214 Absatz 2 des Bau-
gesetzbuchs beachtliche Verletzung der Vorschriften
über das Verhältnis des Bebauungsplans und des
Flächennutzungsplans und 

c) nach § 214 Absatz 3 Satz 2 des Baugesetzbuchs beacht-
liche Mängel des Abwägungsvorgangs

wenn sie nicht innerhalb von einem Jahr seit dem Inkraft-
treten des Bebauungsplans schriftlich gegenüber dem
örtlich zuständigen Bezirksamt unter Darlegung des die
Verletzung begründenden Sachverhalts geltend gemacht
worden sind.

§ 2

Für die Ausführung des Bebauungsplans gelten nach-
stehende Vorschriften:

1. In den Wohngebieten werden die vordere Baugrenze in
einem Abstand von 10 m und die hintere Baugrenze in
einem Abstand von 28 m zur Straßengrenze festgesetzt.
Ausnahmen können zugelassen werden.

2. Auf den rückwärtigen Grundstücksflächen der Wohnge-
biete westlich Alsterblick sind Wohngebäude nur auf den
mit (A) bezeichneten Flächen zulässig. Die zulässige Bau-
tiefe beträgt hier ebenfalls 18 m. Die rückwärtige Bebauung
muss einen Mindestabstand zur hinteren Grundstücks-
grenze von 10 m einhalten.

3. Auf den privaten Grundstücksflächen sind Fahr- und Geh-
wege sowie Stellplätze in wasser- und luftdurchlässigem
Aufbau herzustellen. 

4. In den Wohngebieten sind die Wohn- und Schlafräume
durch geeignete Grundrissgestaltung den lärmabgewandten
Gebäudeseiten zuzuordnen. Soweit diese Anordnung nicht
möglich ist, soll für diese Räume ein ausreichender Lärm-
schutz durch bauliche Maßnahmen an Außentüren, Fens-
tern, Außenwänden und Dächern der Gebäude geschaffen
werden.

§ 3

Für die Änderungsbereiche im Plangebiet werden die bis-
her bestehenden Bebauungspläne aufgehoben. Für die nicht
überplanten Bereiche bleibt insbesondere der Teilbebauungs-
plan 759 vom 15. November 1960 (HmbGVBl. S. 447) beste-
hen.

Verordnung
über die Weiterübertragung der Ermächtigung zum Erlass einer Vergütungsordnung

nach § 45 des Hamburgischen Strafvollzugsgesetzes
(Weiterübertragungsverordnung – Strafvollzugsvergütungsordnung)

Vom 22. Januar 2008

Auf Grund von § 45 Satz 2 des Hamburgischen Straf-
vollzugsgesetzes (HmbStVollzG) vom 14. Dezember 2007
(HmbGVBl. S. 471) wird verordnet:

Einziger Paragraph

Die Ermächtigung zum Erlass einer Rechtsverordnung
nach § 45 Satz 1 HmbStVollzG wird auf die Justizbehörde
weiter übertragen.

Gegeben in der Versammlung des Senats,

Hamburg, den 22. Januar 2008.

Hamburg, den 21. Januar 2008.

Das Bezirksamt Wandsbek
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§ 1
Eröffnung der elektronischen Kommunikation

Bei den in der Anlage bezeichneten Gerichten ist in den
dort jeweils für sie näher bezeichneten Verfahrensarten und ab
dem dort für sie angegebenen Datum die Einreichung elektro-
nischer Dokumente eröffnet. 

§ 2
Form der Einreichung

(1) Zur Entgegennahme elektronischer Dokumente ist die
elektronische Poststelle der Gerichte und Staatsanwaltschaften
in Hamburg bestimmt. Die elektronische Poststelle ist über die
auf der Internetseite

www.poststelle.justiz.hamburg.de

bezeichneten Kommunikationswege erreichbar. 

(2) Die Einreichung erfolgt durch die Übertragung des
elektronischen Dokuments in die elektronische Poststelle.

(3) Sofern für Einreichungen die elektronische Form vorge-
schrieben ist, sind, soweit kein Fall des § 12 Absatz 2 Satz 2
erster Halbsatz des Handelsgesetzbuches vorliegt, die elektro-
nischen Dokumente mit einer qualifizierten elektronischen
Signatur nach § 2 Nummer 3 des Signaturgesetzes vom 16. Mai
2001 (BGBl. I S. 876), zuletzt geändert am 26. Februar 2007
(BGBl. I S. 179, 185), zu versehen. Die qualifizierte elektroni-
sche Signatur und das ihr zugrunde liegende Zertifikat müssen
durch das adressierte Gericht oder durch eine andere von der
Landesjustizverwaltung mit der automatisierten Überprüfung
beauftragte Stelle prüfbar sein. Die Eignungsvoraussetzungen
für eine Prüfung werden gemäß § 3 Nummer 2 bekannt gege-
ben. 

(4) Das elektronische Dokument muss eines der folgenden
Formate in einer für das adressierte Gericht bearbeitbaren
Version aufweisen:
1. ASCII (American Standard Code for Information Inter-

change) als reiner Text ohne Formatierungscodes und ohne
Sonderzeichen,

2. UNICODE,
3. Microsoft RTF (Rich Text Format),
4. Adobe PDF (Portable Document Format),
5. XML (Extensible Markup Language),

6. TIFF (Tag Image File Format),

7. Microsoft Word, soweit keine aktiven Komponenten (zum
Beispiel Makros) verwendet werden. 

Nähere Informationen insbesondere zu den bearbeitbaren
Versionen der zulässigen Dateiformate werden gemäß § 3
Nummer 3 bekannt gegeben. 

(5) Elektronische Dokumente, die einem der in Absatz 4
Satz 1 genannten Dateiformate in der nach § 3 Nummer 3
bekannt gegebenen Version entsprechen, können auch in kom-
primierter Form als ZIP-Datei eingereicht werden. Die ZIP-
Datei darf keine anderen ZIP-Dateien und keine Verzeichnis-
strukturen enthalten. Beim Einsatz von Dokumentensignatu-
ren muss sich die Signatur auf das Dokument und nicht auf die
ZIP-Datei beziehen. Die ZIP-Datei darf zusätzlich signiert
werden. 

(6) Sofern strukturierte Daten übermittelt werden, sollen
sie im UNICODE-Zeichensatz UTF-8 codiert sein. 

§ 3

Bekanntgabe der Bearbeitungsvoraussetzungen

Im Auftrag der Landesjustizverwaltung gibt der Betreiber
der elektronischen Poststelle der Gerichte und Staatsanwalt-
schaften nach § 2 Absatz 1 Satz 1 auf der Internetseite

www.poststelle.justiz.hamburg.de

für seinen Bereich bekannt:

1. die Einzelheiten des Verfahrens, das bei einer vorherigen
Anmeldung zur Teilnahme am elektronischen Rechtsver-
kehr sowie für die Authentifizierung bei der jeweiligen Nut-
zung der elektronischen Poststelle einzuhalten ist, einsch-
ließlich der für die datenschutzgerechte Administration
elektronischer Postfächer zu speichernden personenbezoge-
nen Daten,

Verordnung
über den elektronischen Rechtsverkehr in Hamburg1)

Vom 28. Januar 2008

Auf Grund von § 8 a Absatz 2 Satz 1 des Handelsgesetz-
buches vom 10. Mai 1897 (BGBl. III 4100 1), zuletzt geändert
am 21. Dezember 2007 (BGBl. I S. 3089, 3138 und 3139), und
§ 156 Absatz 1 Satz 1 des Genossenschaftsgesetzes in der Fas-
sung vom 16. Oktober 2006 (BGBl. I S. 2231), geändert am
3. September 2007 (BGBl. I S. 2178, 2191), in Verbindung mit
§ 8 a Absatz 2 Satz 1 des Handelsgesetzbuches, in Verbindung
mit der Weiterübertragungsverordnung – elektronischer
Rechtsverkehr vom 2. Januar 2007 (HmbGVBl. S. 1, 2) sowie
§ 52 a Absatz 1 Satz 1 der Finanzgerichtsordnung in der Fas-
sung vom 28. März 2001 (BGBl. 2001 I S. 443, 2262, 2002 I
S. 679), zuletzt geändert am 5. September 2006 (BGBl. I
S. 2098, 2101), in Verbindung mit der Weiterübertragungsver-
ordnung – elektronischer Rechtsverkehr vom 1. August 2006
(HmbGVBl. S. 455) wird verordnet:

1) Die Verpflichtungen aus der Richtlinie 98/34/EG des
Europäischen Parlaments und des Rates vom 22. Juni 1998
über ein Informationsverfahren auf dem Gebiet der Normen
und technischen Vorschriften und der Vorschriften für die
Dienste der Informationsgesellschaft (ABl. EG Nr. L 204
S. 37), zuletzt geändert am 20. November 2006 (ABl. EU
Nr. L 363 S. 81), sind beachtet worden.



2. die Zertifikate, Anbieter und Versionen elektronischer Sig-
naturen, die nach seiner Prüfung für die Bearbeitung durch
die Justiz oder durch eine andere mit der automatisierten
Prüfung beauftragte Stelle geeignet sind; dabei ist min-
destens die Prüfbarkeit qualifizierter elektronischer Signa-
turen sicherzustellen, die dem Profil ISIS-MTT entspre-
chen,

3. die nach seiner Prüfung den in § 2 Absätze 3 und 4 fest-
gelegten Formatstandards entsprechenden und für die
Bearbeitung durch angeschlossene Gerichte geeigneten Ver-
sionen der genannten Formate sowie die bei dem in § 2
Absatz 4 Nummer 5 bezeichneten XML-Format zugrunde
zu legenden Definitions- oder Schemadateien, 

4. die zusätzlichen Angaben, die bei der Übermittlung oder
bei der Bezeichnung des einzureichenden elektronischen
Dokuments gemacht werden sollen, um die Zuordnung
innerhalb des adressierten Gerichts und die Weiterver-
arbeitung durch dieses zu gewährleisten,

5. Angaben zu geeigneten Datenträgern im Falle des § 4
Absatz 1 sowie Angaben zur Dokumentenanzahl und zu
Volumengrenzen.

§ 4

Ersatzeinreichung

(1) Ist eine Übermittlung an die elektronische Poststelle
(§ 2) nicht möglich, so kann die Einreichung abweichend von
§ 2 Absätze 1 und 2 auf einem Datenträger nach § 3 Nummer 5
bei dem Gericht erfolgen. Die Unmöglichkeit der Übermitt-
lung nach § 2 ist darzulegen.

(2) Soweit Einreichungen die nach § 3 Nummer 5 bekannt
gegebene Dokumentenanzahl oder Volumengrenze überschrei-
ten, können diese gemäß der Einreichung nach Absatz 1 über-
mittelt werden.

(3) Die Bearbeitungsvoraussetzungen gemäß § 3 sind auch
in den Fällen der Absätze 1 und 2 einzuhalten, soweit sie nicht
den elektronischen Übermittlungsvorgang betreffen. 

(4) Ist die Entgegennahme elektronischer Dokumente über
die elektronische Poststelle (§ 2) und gemäß Absatz 1 nicht
möglich, trifft der Präsident des Gerichts im Einzelfall Anord-
nungen zur Einreichung von Dokumenten.

§ 5
Datenverarbeitung im Auftrag

Die Datenverarbeitung erfolgt im Auftrag der in der Anlage
genannten Gerichte durch die in der Anlage genannte Stelle. 

§ 6
Schlussbestimmungen

(1) Diese Verordnung tritt am 1. Februar 2008 in Kraft.
Zum selben Zeitpunkt treten die Verordnung über den elek-
tronischen Rechtsverkehr in Hamburg vom 2. Januar 2007
(HmbGVBl. S. 1) und die Verordnung über den elektronischen
Rechtsverkehr bei dem Finanzgericht Hamburg vom 9. April
2002 (HmbGVBl. S. 41) außer Kraft.

(2) § 2 Absatz 2 der Weiterübertragungsverordnung – elek-
tronischer Rechtsverkehr vom 1. August 2006 (HmbGVBl.
S. 455) wird aufgehoben; der bisherige Absatz 1 wird einziger
Absatz.
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Anlage

Nr. Gericht Verfahrensbereich

mit der 
Datenverarbeitung
beauftragte Stelle Datum 

1. Amtsgericht
Hamburg

Handels- und
Genossenschafts-
registersachen

Dataport 1. Februar 2008

2. Finanzgericht
Hamburg

Alle Verfahrens-
bereiche

Dataport 1. Februar 2008

Hamburg, den 28. Januar 2008.

Die Justizbehörde

Berichtigung

Im Einzigen Paragraphen Nummer 1.2 der Zweiten Verord-
nung zur Änderung der Verordnung über die Religionsgesell-
schaften und Weltanschauungsvereinigungen des öffentlichen
Rechts in Hamburg vom 15. Januar 2008 (HmbGVBl. S. 35)
muss es statt „Nummern 1.2.4 und 1.2.26“ richtig „Nummern
1.2.24 und 1.2.26“ heißen.

Hamburg, den 24. Januar 2008.

Die Senatskanzlei
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